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Rüsselsheim, den 11.08.2020 
 
 

NIEDERSCHRIFT 
 

der öffentlichen Ausschusssitzung des Planungs-, Bau- und Umweltausschusses 
 

vom Donnerstag, den 28.05.2020 um 18:00 Uhr 
 
 

 „A“ 
 
TOP 1 Genehmigung der letzten Niederschrift 
 
Die Niederschrift über die 32. Sitzung des Planungs-, Bau- und Umweltausschusses am 
05.03.2020 wird genehmigt. 
 
 
TOP 2 Verbindliche Bauleitplanung Rüsselsheim am Main, Verfahren der 

Innenentwicklung (gemäß § 13a BauGB) Bebauungsplan Nr. 48/6, 
Bezeichnung: „Dicker Busch I, 6. Änderung, Kita Thüringer Straße“ 
hier: 1. Entscheid über eingegangene Stellungnahmen aus der 
durchgeführten Beteiligung der Öffentlichkeit (öffentliche Auslegung) und 
der Beteiligung der Behörden und sonstigen Träger öffentlicher Belange zur 
öffentlichen Auslegung gemäß §§ 3, 4 BauGB i.V. mit § 13a BauGB 
2. Satzungsbeschluss gemäß § 10 BauGB i.V. mit § 13a BauGB 
DS-Nr. 685/16-21 

 
Der Planungs-, Bau- und Umweltausschuss empfiehlt der Stadtverordnetenversammlung 
einstimmig, der DS-Nr. 685 zuzustimmen. 
 
1. Die eingegangenen Stellungnahmen aus der erfolgten Beteiligung der Behörden und 

sonstigen Träger öffentlicher Belange und aus der Beteiligung der Öffentlichkeit zur 
Auslegungsfassung werden gemäß Anlage 1 (a, b, und c) beschieden.  

2. Die sich durch die Bescheidung aus Anlage 1 ergebenden Ergänzungen wurden in die 
Planung eingearbeitet.  

3. Der räumliche Geltungsbereich (siehe Anlage 2) umfasst eine Fläche von ca. 6.600 m². 
4. Auf der Grundlage von § 10 BauGB wird die Bebauungsplan- Änderung Nr. 48/6 „Dicker 

Busch I, 6. Änderung, Kita Thüringer Straße“ bestehend aus dem Geltungsbereich (Anlage 
2), der Planzeichnung (Anlage 3), sowie der Planzeichenerklärung (Anlage 3.1), den 
textlichen Festsetzungen (Anlage 4) und der Begründung (Anlage 5) beschlossen.  

5. Die bauordnungsrechtlichen Festsetzungen nach § 91 HBO werden in Verbindung mit  
§ 9 Abs. 4 BauGB als Satzung beschlossen.  

6. Der Bebauungsplan wird als Bebauungsplan der Innenentwicklung (§ 13a BauGB) im 
beschleunigten Verfahren aufgestellt. Gemäß § 13a Abs. 2 Satz 1 BauGB wird von einer 
Umweltprüfung nach § 2 Abs. 4 BauGB, von dem Umweltbericht nach § 2a BauGB, von der 
Angabe nach § 3 Abs. 2 BauGB, welcher Arten umweltbezogener Informationen verfügbar 
sind, sowie von der zusammenfassenden Erklärung nach § 6a Abs. 1 und § 10 a Abs. 1 
abgesehen; § 4c ist nicht anzuwenden.  

7. Der Beschluss ist ortsüblich bekannt zu machen. 



- Seite 2 - 

 

Öffentliche Sitzung des Planungs-, Bau- und Umweltausschusses vom 28.05.2020 Seite 2 

 
 
TOP 3 Verbindliche Bauleitplanung, Gemarkung Rüsselsheim, Verfahren der 

Innenentwicklung (gem. § 13a BauGB) Bebauungsplan-Änderung Nr. 72/9 „Im 
Hasengrund, 9. Änderung“ 
hier: Anerkennung und Beschlussfassung des Entwurfs zur Durchführung 
der Beteiligung der Öffentlichkeit nach § 3 Abs. 2 BauGB sowie der 
Beteiligung der Behörden und sonstiger Träger öffentlicher Belange am 
Verfahren gemäß § 4 Abs. 2 BauGB i. V. m. § 13a BauGB 
DS-Nr. 686/16-21 

 
Der Planungs-, Bau- und Umweltausschuss empfiehlt der Stadtverordnetenversammlung 
einstimmig der DS-Nr. 686 zuzustimmen. 
 
1. Die Stadtverordnetenversammlung beschließt die Durchführung der Beteiligung der 

Öffentlichkeit nach § 3 Abs. 2  BauGB sowie der Behörden und sonstiger Träger 
öffentlicher Belange am Verfahren gemäß § 4 Abs. 2 BauGB. 

2. Der räumliche Geltungsbereich des in Aufstellung befindlichen Bebauungsplans ist in der 
Anlage 1 dargestellt. 

3. Der Bebauungsplan wird als Bebauungsplan der Innenentwicklung (§ 13a BauGB) im 
beschleunigten Verfahren aufgestellt. Gemäß § 13a Abs. 2 Satz 1 BauGB wird von einer 
Umweltprüfung nach § 2 Abs. 4 BauGB, von dem Umweltbericht nach § 2a BauGB, von der 
Angabe nach § 3 Abs. 2 BauGB, welcher Arten umweltbezogener Informationen verfügbar 
sind, sowie von der zusammenfassenden Erklärung nach § 6a Abs. 1 und  
§ 10 a Abs. 1 abgesehen; § 4c ist nicht anzuwenden.  

4. Der Entwurf zur Bebauungsplan-Änderungsverfahren Nr. 72/9, „Im Hasengrund. 9. 
Änderung“ - bestehend aus dem Geltungsbereich (Anlage1) der Planzeichnung mit 
Planzeichenerklärung (Anlage 2 und 2.1), den textlichen Festsetzungen (Anlage 3), der 
Begründung (Anlage 4), der Pflanzliste (Anlage 5) und dem Gutachten der 
Bemessungsgrundwasserstände (Anlage 6) - wird gemäß § 3 Abs. 2 BauGB für die Dauer 
eines Monats öffentlich ausgelegt. Die Behörden und sonstigen Träger öffentlicher Belange 
werden über die geplante Auslegung der Planunterlagen informiert und erhalten gemäß § 4 
Abs. 2 BauGB Gelegenheit für die Dauer eines Monats ebenfalls zum Planstand der 
Offenlage Stellung zu nehmen. 

5. Der Beschluss ist ortsüblich bekannt zu machen. 
 
 
TOP 4 "Deutschlandstudie" 

Bezug: Antrag Nr. 53 der FDP-Fraktion vom 25.06.2019 
DS-Nr. 687/16-21 

 
Der Planungs-, Bau- und Umweltausschuss nimmt zur Kenntnis: 
 

1. Eine gesonderte Ausweisung der Wohngebäude von 1950 bis 2000 existiert nicht.  
2. Vor einer Aufstockung und Umnutzung müssen zunächst von jedem Gebäude, unabhängig 

von der derzeitigen Nutzung, die statischen sowie die bau- und planungsrechtlichen 
Grundlagen geprüft werden. Erst nach einer solchen umfassenden Prüfung und Bewertung 
können fundiert die Frage 1. bis 6. des Antrags beantwortet werden. 

3. Die TU-Darmstadt wurde angefragt, ob sie die Ergebnisse der Studie vortragen würde. 
Grundsätzlich ist eine Vorstellung gegen Aufwandsentschädigung möglich. 

 
Der Planungs-, Bau- und Umweltausschuss beschließt, bei 1 Ja-Stimme für Punkt 1, mit 16 
Ja-Stimmen den Punkt 2. 
Es findet keine weitere Untersuchung statt. 
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TOP 5 Dienstgebäude, Mainstraße 7 
hier: Bauzustandsbericht 
Bericht des Magistrats zur Kenntnisnahme 
DS-Nr. 698/16-21 

 
Der Planungs-, Bau- und Umweltausschuss nimmt den Bericht zum Bauzustand am 
Dienstgebäude Mainstraße 7 zur Kenntnis. 
 
 
TOP 6 Kostenüberwachung von größeren Projekten 

hier: Bericht über Kosten- und Terminentwicklung der laufenden Projekte 
- Bericht des Magistrats zur Kenntnisnahme 
DS-Nr. 708/16-21 

 
Der Planungs-, Bau- und Umweltausschuss nimmt den Bericht zum Stand der Kosten und Termine 
der laufenden größeren Projekte für das 1. Quartal 2020 zur Kenntnis. 
 
 
TOP 7 Hessische Mainauen - Umwidmung von Flächen von Schutzzone I in 

Schutzzone II 
hier: Bericht 
Bezug: Antrag Nr. 56 der SPD-Fraktion vom 16.09.2019 zur Verweisung 
DS-Nr. 720/16-21 

 
Der Planungs-, Bau- und Umweltausschuss empfiehlt der Stadtverordnetenversammlung 
einstimmig bei 1 Stimm-Enthaltung dem nachstehenden Beschlussvorschlag zuzustimmen. 
 
A. Kenntnisnahme 
 

1. Die Stadtverordnetenversammlung nimmt zur Kenntnis, dass das zuständige 
Regierungspräsidium Darmstadt mit Schreiben vom 29. Januar 2020 um eine Einschätzung 
gebeten wurde, ob die Umwandlung der Schutzzonen im stadtnahen Bereich des 
Landschaftsschutzgebiets im Zuge der bevorstehenden Novellierung der Schutzverordnung 
denkbar wäre. (Anlage 1) 

2. Die Stadtverordnetenversammlung nimmt das Antwortschreiben des Regierungspräsidiums 
Darmstadt vom 28.02.2020 zur Kenntnis (Anlage 2). Das RP lehnt darin aus 
grundsätzlichen Erwägungen eine Umwidmung der Schutzzone I im festgestellten 
Überschwemmungsgebiet des Mains ab. 

 
B. Beschluss 
 

Der Antrag gilt als erledigt. 
 
 
TOP 8 Antrag der CDU-Fraktion vom 20.04.2020 - Love Family Park 2021 
 
Der Planungs-, Bau- und Umweltausschuss hat den Antrag der CDU-Fraktion „Love Family 
Park 2021“ beraten und die Abstimmung in den Haupt- und Finanzausschuss verschoben. 
 
Protokollnotiz: 
Frau Stadtv. Kropp teilt mit, dass der Antrag bis zum Haupt- und Finanzausschuss überarbeitet 
werden soll. 
 
Herr Oberbürgermeister Bausch regt an, dass Herr Bürgermeister Grieser bei der Beratung im 
Haupt- und Finanzausschuss dabei sein soll. 
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TOP 9 Antrag der CDU-Fraktion vom 17.05.2020 - Verkehrs- und Sicherheitskonzept 
im öffentlichen Straßenverkehr für den Bereich: Landungsplatz, Mainstraße, 
Schäfergasse, Faulbruchstraße und Dammgasse 

 
Der Planungs-, Bau- und Umweltausschuss hat den Antrag beraten. 
 
Herr Stadtv. Flörsheimer regt an, den Antrag in einen Prüfantrag umzuformulieren. 
 
Herr Stadtv. Tollkühn regt an, kein Konzept zu erstellen, sondern die Möglichkeiten für eine 
Verkehrsberuhigung darzustellen. 
 
Herr Stadtv. Kleinböhl regt an, aus dem Antrag einen Prüfantrag zu machen. Es soll aufgezeigt 
werden, welche Maßnahmen machbar sind und welche Konsequenzen mit diesen Maßnahmen 
verbunden sind. 
 
Der Antrag wird wie folgt geändert: 
 
Die Beauftragung des Magistrates, ein Verkehrs- und Sicherheitskonzept zu erstellen, wird ersetzt 
durch: 
 
Der Magistrat wird beauftragt, die Möglichkeiten einer Verkehrsberuhigung in den genannten 
Bereichen zu prüfen und darzustellen. 
 
Der Stadtverordnetenversammlung wird ein Zwischenbericht über die möglichen Maßnahmen zur 
Verkehrsberuhigung vorgelegt. 
 
Der Planungs-, Bau- und Umweltausschuss stimmt der Beauftragung eines Prüfberichtes 
einstimmig zu. 
 
 
TOP 10 Antrag der Fraktion UL vom 15.05.2020 - Städtebaulicher Vertrag mit den 

Firmen RAB und RAC 
 
Der Planungs-, Bau- und Umweltausschuss lehnt den Antrag der Fraktion UL bei 1 Ja-
Stimme und 16 Nein-Stimmen mit Mehrheit ab. 
 
 
TOP 11 Antrag der Fraktion Die Linke/Liste Solidarität vom 15.05.2020 - Ausgelegte 

Dokumente des B-Plan 144 
 
Der Planungs-, Bau- und Umweltausschuss hat den Antrag der Fraktion Die Linke/Liste 
Solidarität beraten und die Abstimmung in den Haupt- und Finanzausschuss verschoben. 
 
Protokollnotiz: 
Herr Stadtv. Flörsheimer fragt Herrn Stadtrat Kraft, ob er von den Einfügungen im Vertrag Kenntnis 
hatte. Herr Stadtrat Kraft teilt mit, dass er keine Kenntnis hatte. 
 
Herr Stadtv. Flörsheimer fragt, wer die Einfügungen vorgenommen hat. 
Herr Stadtrat Kraft teilt mit, dass er dies mit der Verwaltung klären wird. 
 
Herr Oberbürgermeister Bausch wird die rechtlichen Sachverhalte bis zum Haupt- und 
Finanzausschuss durch das Rechtsamt prüfen lassen und dem Ausschuss berichten. 
 
Die Präsentation wird dem Ausschuss in digitaler Form zur Verfügung gestellt. 
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TOP 12 Anfragen und Mitteilungen 
 
Frau Stadtv. Steinborn fragt betreffend des Unterausschusses Radwege, wie das weitere 
Vorgehen zum Radwegekonzept aussieht. 
 
Herr Stadtrat Kraft teilt mit, dass die Stelle des Abteilungsleiters Mobilität besetzt ist und somit, in 
Absprache mit dem Vorsitzenden des Unterausschusses, zum Thema eingeladen werden könnte. 
 
Herr Stadtv. Adam-Frick fragt, wer für die Unterhaltungsarbeiten am Festungsgraben zuständig ist. 











Bebauungsplan Nr. 144
Antrag zu den ausgelegten Dokumenten

Magistrat am 26.05.2020 / PBUA am 28.05.2020



Bebauungsplan Nr. 144

Antrag zu den ausgelegten Dokumenten

Bebauungsplan Nr. 144 
„Opel Forum Rüsselsheim – Motorworld“

 Beratung in zwei Sitzungsrunden

 Anträge:

 Änderungsantrag der Fraktion UL 

 Änderungsantrag der Fraktion Die Linke / Liste 
Solidarität

 Änderungsantrag der Fraktion Bündnis 90 / Die Grünen

 Beschluss in der StVV am 13.02.2020



Bebauungsplan Nr. 144

Antrag zu den ausgelegten Dokumenten

Änderungsantrag der Fraktion UL 

Punkt Beschluss Änderung
Antrag a) Abgelehnt
Antrag b) Abgelehnt
Antrag c) Abgelehnt
Antrag d) Abgelehnt
Antrag e) Abgelehnt
Antrag f) Abgelehnt



Bebauungsplan Nr. 144

Antrag zu den ausgelegten Dokumenten

Änderungsantrag der Fraktion Bündnis 90 / Die Grünen

Punkt 1 Beschlossen Wurde als Arbeitsauftrag verstanden
Punkt 2 Beschlossen Zu 2a: Entfernung des II-geschossigen Baufensters im

geplanten Karlshof und entsprechende Änderung im
Kap. 3.2.1 der Begründung.

Zu 2b: Ergänzung des § 3.7c im städtebaulichen
Vertrag, Verweis darauf im Kap. 3.2.1 der
Begründung.

Zu 2c: Ergänzung des § 3.7b im städtebaulichen
Vertrag, Verweis darauf im Kap. 3.2.1 der
Begründung.

Punkt 3 Beschlossen Hinzufügung der textlichen Festsetzung 15.1 und
Ergänzung der textlichen Festsetzung 5; Erläuterung
im Kapitel 3.3.5 der Begründung.

Punkt 4 Beschlossen Hinzufügung des § 6a.1 im stb. Vertrag.
Punkt 5 Beschlossen Hinzufügung des § 6a.2 im stb. Vertrag.
Punkt 6 Beschlossen Hinzufügung des § 6a.3 im stb. Vertrag.
Punkt 7 Beschlossen Hinzufügung der textlichen Festsetzung Nr. 9.2;

Erläuterung im Kapitel 3.3.2.3 der Begründung.
Punkt 8 Beschlossen Wurde als Empfehlung/Arbeitsauftrag verstanden,

nicht Gegenstand des Bebauungsplanverfahrens
Punkt 9 Beschlossen Wurde als Arbeitsauftrag verstanden, nicht

Gegenstand des Bebauungsplanverfahrens



Bebauungsplan Nr. 144

Antrag zu den ausgelegten Dokumenten

Änderungsantrag der Fraktion Die Linke / Liste Solidarität
Änderungsantrag der Fraktion Die Linke Liste Solidarität

Punkt Beschluss Änderung

1a, 1c, und 1d Abgelehnt

1b Abgelehnt

1e Abgelehnt

1f und 1g Abgelehnt

1h und 1i Abgelehnt

1j Abgelehnt

2a Abgelehnt

2b Abgelehnt

2c und 2d Beschlossen Änderungen im Vertrag unter 3.7 a) aufgenommen (neu:
„Das Ersatzgebäude für B19 muss in diesem Fall den
gleichen Abstand zum Gebäude A8 wie gegenwärtig
aufweisen (siehe hierzu die festgesetzten Baulinien im
Bebauungsplan)“

Die damit verbundenen Änderungen im Plan und der
Begründung wurden versehentlich nicht vorgenommen.

2e Abgelehnt

2f Abgelehnt

2g Beschlossen Die Änderung erfolgte im § 6.1 des stb. Vertrags durch
Streichung des zweiten Halbsatzes.
Analog dazu Änderung der Nachrichtlichen Übernahme
zu Denkmalen im Kapitel 8 der Begründung.

2h Abgelehnt Klarstellung unter 5.6 des Städtebaulichen Vertrages

2i Abgelehnt



Bebauungsplan Nr. 144

Antrag zu den ausgelegten Dokumenten



Bebauungsplan Nr. 144

Antrag zu den ausgelegten Dokumenten



Bebauungsplan Nr. 144

Antrag zu den ausgelegten Dokumenten

Zu den Ergänzungen im Vertrag Nr. 5.6 und 5.7 

 Weiter hat die Fraktion Die Linke / Liste Solidarität mit 

Schreiben vom 14.01.2020 eine Anfrage u.a. zum 

Verhältnis zwischen öffentlichen und privatem (Haus-)Recht 

sowie zur der Kostenverteilung der Altlastensanierung 

gestellt. Aufgrund der sich daran angeschlossenen 

Diskussion wurden zur Klarstellung dieser beiden Punkte im 

Städtebaulichen Vertrag die Punkte 5.6 und 5.7 eingeführt, 

die letztlich die beschlossene Position der Stadt 

Rüsselsheim gegenüber dem Eigentümer stärken.



Bebauungsplan Nr. 144

Antrag zu den ausgelegten Dokumenten

Zu den Ergänzungen im Vertrag Nr. 5.6 und 5.7 



Bebauungsplan Nr. 144

Antrag zu den ausgelegten Dokumenten

Planungsrechtliche Konsequenzen:

 Zu 2c/2d – Baulinie
Betroffenheit nur bei Eigentümer, der dem Vertrag bereits 
zugestimmt hat
Auslegung mit 14-Tage Frist

 Zu 5.6 und 5.7
Nicht für Auslegung des Bebauungsplan relevant 
(§ 3 Abs. 2 BauGB), 
Vertrag nur für die Sortimentsbeschränkungen in Auslegung 
notwendig (Rechtsprechung)
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